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I. Entwicklung der Eingangs- und Erledigungszahlen 

 

 Vorbemerkung: 

 

Die Darstellung erfasst Korruptionsdelikte der Bestechlichkeit und Beste-

chung von Mandatsträgern (§ 108 e StGB), der Vorteilsannahme (§ 331 

StGB), der Bestechlichkeit (§ 332 StGB), der Vorteilsgewährung (§ 333 

StGB), der Bestechung (§ 334 StGB), der Bestechlichkeit und Beste-

chung im geschäftlichen Verkehr (§ 299 StGB) sowie der Bestechlichkeit 

und Bestechung im Gesundheitswesen (§§ 299 a, 299 b StGB). 

 

 

 Vergehen der wettbewerbsbeschränkenden Absprachen bei Ausschrei-

bungen (§ 298 StGB) werden statistisch ebenfalls erfasst, weil nach den 

Erfahrungen der Staatsanwaltschaften des Landes ein enger Zusammen-

hang mit den vorbezeichneten Korruptionsdelikten besteht.  

 

 

 Sogenannte Umfeld- und Begleitdelikte wurden gesondert in die Statistik 

aufgenommen. Dabei handelt es sich u. a. um Straftaten des Betruges, 

der Untreue, der Falschbeurkundung im Amt und Verstöße gegen das 

Betäubungsmittelgesetz. Nicht selten beginnen die Ermittlungen allein 

wegen des Verdachts solcher Delikte, wobei sich erst im Verlauf der Er-

mittlungen konkrete Verdachtsmomente für korruptive Handlungen erge-

ben.  
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1.  Zahl der Korruptionsverfahren 

 

a) Verfahrenszählung 

 

 Verfahren, die verschiedene Korruptionsdelikte (etwa Bestechung und 

Bestechlichkeit) zum Gegenstand haben, sind zur Vermeidung von Dop-

pelzählungen nur unter einem strafrechtlichen Gesichtspunkt erfasst.  

 

Deliktsart 
 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

§ 108 e StGB 
Bestechlichkeit und 
Bestechung von 
Mandatsträgern  

1 0 1 0 0 2 1 1 0 2 

§ 331 StGB  
Vorteilsannahme 

7 18 14 20 19 16 16 18 13 10 

§ 332 StGB  
Bestechlichkeit 

13 24 19 23 35 52 58 57 35 35 

§ 333 StGB 
Vorteilsgewährung 

10 5 6 11 8 5 4 3 9 6 

§ 334 StGB  
Bestechung 

27 18 29 18 17 26 41 42 19 39 

§ 298 StGB 
wettbewerbs- 
beschränkende  
Absprachen bei 
Ausschreibungen 

1 2 0 0 0 5 3 3 3 1 

§ 299 StGB 
Bestechlichkeit 
und Bestechung  
im geschäftlichen 
Verkehr 

7 11 4 10 10 6 17 35 9 7 

§ 299a  
Bestechlichkeit im 
Gesundheitswesen 

0 0 0 1 1 2 2 1 5 0 

§ 299 b  
Bestechung im  
Gesundheitswesen  

0 0 0 0 0 2 0 0 0 1 

Begleitdelikte 12 15 36 17 38 39 31 32 24 21 

 

Summe: 

 

78 

 

93 

 

109 

 

100 

 

128 

 

155 

 

173 

 

192 

 

117 

 

122 
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b) Beschuldigtenzählung 
 
 

 

2013 2014 2015 2016 2017 
 

2018 2019 2020 
 

2021 2022 
 

§ 108 e StGB 
Bestechlichkeit und  
Bestechung von  
Mandatsträgern 1 

 
0 

 
1 

 
 
 

0 0 

 
 
 

13 

 
 
 

0 7 

 
 
 

0 3 

§ 331 StGB 
Vorteilsannahme 18 27 27 

 
27 36 

 
21 

 
17 17 

 
27 7 

§ 332 StGB 
Bestechlichkeit 28 53 31 

 
27 54 

 
102 

 
79 58 

 
32 30 

§ 333 StGB 
Vorteilsgewährung 28 3 11 

 
18 7 

 
6 

 
4 6 

 
21 6 

§ 334 StGB 
Bestechung 43 34 34 

 
30 29 

 
33 

 
48 59 

 
28 47 

§ 298 StGB 
wettbewerbs- 
beschränkende 
Absprachen bei 
Ausschreibungen 6 5 0 

 
 
 
 

0 0 

 
 
 
 

7 

 
 
 
 

4 3 

 
 
 
 

2 2 

§ 299 StGB 
Bestechlichkeit 
und Bestechung 
im geschäftlichen 
Verkehr 26 19 7 

 
 
 
 

20 19 

 
 
 
 

11 

 
 
 
 

26 84 

 
 
 
 

20 17 

§ 299a  
B Bestechlichkeit im 

Gesundheitswesen 

 
 

0 

 
 

0 0 

 
 

2 8 

 
 

4 

 
 

2 4 

 
 

5 0 

§ 299 b  
Bestechung im  
Gesundheitswesen 

 
 

0 

 
 

0 0 

 
 

0 0 

 
 

2 

 
 

0 0 

 
 

0 16 

Begleitdelikte 15 
 

39 49 
 

23 56 
 

33 
 

72 51 
 

29 41 

 
 
Summe: 

 
 

165 

 
 

180 160 

 
 

147 209 

 
 

232 

 
 

252 289 

 
 

164 169 
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2. Abschließende Verfügungen der Staatsanwaltschaften  
 - Beschuldigtenzählung - 
 
 

 
 
 

  

  

Abschließende Verfügungen
Strafkammeranklage

Anklage zum Oberlandesgericht

Anklage zum Amtsgericht

Strafbefehlsantrag

Einstellung gem. § 153 a StPO
nach Erfüllung von Auflagen

Einstellung gem. § 153 StPO
wegen Geringfügigkeit

Einstellung gem. § 170 Abs. 2 StPO
mangels genügenden Anlasses zur
Erhebung der öffentlichen Klage

Nichteinleitung eines
Ermittlungsverfahrens mangels eines
Anfangsverdachts für eine verfolgbare
Straftat

Erledigungsart 2022 

Strafkammeranklage 5 

Anklage zum Oberlandesgericht  0 

Anklage zum Amtsgericht (Strafrichter/Schöffengericht) 5 

Strafbefehlsantrag       7 

Einstellung gem. § 153a StPO nach Erfüllung von Auflagen 2 

Einstellung gem. § 153 StPO wegen Geringfügigkeit      8 

Einstellung gem. § 170 Abs. 2 StPO mangels genügenden 
Anlasses zur Erhebung der öffentlichen Klage      50 

Nichteinleitung eines Ermittlungsverfahrens mangels eines 
Anfangsverdachts für eine verfolgbare Straftat 28 
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II. Lagebeurteilung 

 

  Die Verfahrens- und Beschuldigtenzahlen haben sich gegenüber dem 

Vorjahr kaum verändert. So stehen 117 neue Verfahren im Jahr 2021 ins-

gesamt 122 neuen Verfahren im Jahr 2022 gegenüber. Ähnlich verhält es 

sich mit den Beschuldigtenzahlen. Bei einem 10-Jahres-Vergleich bewe-

gen sich sowohl die Verfahrens- als auch die Beschuldigtenzahlen etwas 

unter dem Durchschnitt, der für die Verfahrenszahlen bei 132 und für die 

Beschuldigtenzahlen bei 179 liegt. Auch die aktuellen Zahlen bewegen 

sich damit in einer durchschnittlichen langfristigen Schwankungsbreite, 

die für die statistische Erfassung von Korruptionsverfahren nicht unge-

wöhnlich ist. 

 

  Zudem ist bei der Erfassung von Korruptionskriminalität stets zu beach-

ten, dass es sich um sogenannte „Holkriminalität“ handelt, die nicht durch 

die Strafanzeigen individuell Geschädigter, sondern zumeist durch amtli-

che Kontrollen und vertrauliche Hinweise aufgedeckt wird, so dass bei 

der Beurteilung des Hell- und Dunkelfeldes Zurückhaltung geboten ist. 

 

  Bei den zu bearbeitenden Verfahren handelte es sich im Jahr 2022 – wie 

bereits in den Vorjahren – hauptsächlich um Fälle der strukturellen Kor-

ruption und nicht um Fälle sogenannter situativer Korruption, d.h. um 

überschaubare Gelegenheitstaten. Ein Fall der situativen Korruption wird 

gut durch das Fallbeispiel 9 des aktuellen Lageberichts veranschaulicht. 

 

1. Gemeinsame Ermittlungsgruppe Staatsanwaltschaft/Polizei  

 

  Das vom Landeskriminalamt und dem Generalstaatsanwalt gemeinsam 

entwickelte Konzept zur Konzentration der Bekämpfung von Korruptions-

kriminalität in Schleswig-Holstein fördert weiterhin die Effizienz der straf-
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rechtlichen Korruptionsbekämpfung. Wesentlich dafür ist der ressortüber-

greifende Ansatz des Konzepts sowie die damit vereinbarte landesweite 

Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft Kiel und des Landeskriminalamts 

für Verfahren der strukturellen Korruption und besonders bedeutsame 

Korruptionsverfahren. Diese Konzentration hat eine Bündelung von Erfah-

rungen und besonderem Sachverstand bei den ermittelnden Strafverfol-

gungsbehörden zur Folge. Die Mitarbeiter/-innen der fachübergreifenden 

Ermittlungseinheit arbeiten aufgrund ihrer jahrelangen Erfahrungen auf 

dem Gebiet der Korruptionsbekämpfung auf einem kriminalistisch und 

strafprozessual hohen Niveau. 

 

  Der ressortübergreifende Ansatz der Korruptionsermittlungen wiederum 

zeigt sich weiterhin durch die Mitarbeit eines Bauingenieurs und mehrerer 

Buchhaltungsfachkräfte in der Ermittlungseinheit. Zudem werden die lan-

desweiten Korruptionsermittlungen der Staatsanwaltschaft Kiel und des 

Landeskriminalamts Schleswig-Holstein nach wie vor unterstützt durch  

  einen Steuerfahnder des Finanzamtes für Zentrale Prüfungsdienste, der 

als Verbindungsbeamter eingesetzt ist. Die dadurch in die gemeinsame 

Ermittlungsgruppe Korruption eingebrachte steuerrechtliche Expertise  

  erwies sich auch im Jahr 2022 als wichtig und wertvoll.  

 

2. Belastungssituation 

 

Die personelle Belastung der gemeinsamen Ermittlungsgruppe Korruption 

war auch im Berichtszeitraum 2022 erheblich. Diese ergab sich auch im 

vergangenen Jahr aus der hohen Komplexität der Verfahren und dem da-

mit verbundenen erheblichen Ermittlungsaufwand. So waren auch im 

Jahr 2022 anspruchsvolle Ermittlungen in größeren Verfahrenskomplexen 

mit zum Teil aufwändigen strafprozessualen Maßnahmen zu führen. Für 

die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte der Korruptionsabteilung der 
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Staatsanwaltschaft Kiel kam hinzu, dass im Berichtszeitraum Sitzungs-

vertretungen in mehreren langen und komplexen Hauptverhandlungen 

wahrzunehmen waren. 

 

Demgegenüber bewegte sich der Aufwand für eigene Ermittlungstätigkei-

ten der Staatsanwaltschaft in Korruptionssachen (Teilnahme an Durchsu-

chungen, Durchsicht von Papieren, Vernehmungen von Beschuldigten 

und Zeugen) eher im unteren Bereich. So wurden im Berichtsjahr durch 

die Korruptionsabteilung der Staatsanwaltschaft Kiel dafür insgesamt 52, 

3 Stunden aufgewendet. In den Vorjahren handelte es sich um 128 Stun-

den in 2021, 41,5 Stunden in 2020, 103 Stunden in 2019 und 103,74 

Stunden in 2018. 

 

Das Landeskriminalamt durchsuchte im Berichtsjahr mit insgesamt 214 

polizeilichen Einsatzkräften an 18 Tagen insgesamt 59 Wohn- und Ge-

schäftsräumlichkeiten. Dieser Aufwand entspricht in etwa dem der Vor-

jahre. 

 

Einen Schwerpunkt der Arbeit der gemeinsamen Ermittlungsgruppe Kor-

ruption bildeten auch im vergangenen Jahr wieder Verfahren wegen des 

Verdachts eines betrügerischen Zusammenwirkens von Gebrauchtwa-

genhändlern und Kfz-Werkstattbetreibern mit beliehenen Fahrzeugprüfin-

genieuren im Zusammenhang mit der Abnahme von Hauptuntersuchun-

gen.  

 

Darüber hinaus wurden in der gemeinsamen Ermittlungsgruppe Korrup-

tion komplexe Verfahren im Zusammenhang mit dem Justizvollzug ge-

führt. So ergab sich gegen Mitarbeiter des allgemeinen Justizvollzugs-

dienstes der Verdacht, ihre Dienstpflichten gegen den Erhalt unrechtmä-

ßiger Vorteile verletzt zu haben. Insbesondere in der Zeit der Corona-

Pandemie, in der Besuche in den Justizvollzugsanstalten zum Teil nicht 
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mehr oder nur deutlich eingeschränkt möglich waren, ergab sich der Ver-

dacht, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des allgemeinen Justizvoll-

zugsdienstes unerlaubte Gegenstände, Mobiltelefone oder Betäubungs-

mittel widerrechtlich in die Justizvollzugsanstalten eingebracht und Ge-

fangenen überlassen haben könnten.  

 

3. Vermögensabschöpfung 

 

Maßnahmen der Vermögensabschöpfung stellen auch in Korruptionsver-

fahren ein wichtiges Instrument dar. Diese dienen der Abschöpfung von 

Vermögensvorteilen, die durch Straftaten erlangt wurden und dem Täter 

nicht belassen werden sollen. 

 

Im Berichtszeitraum 2022 konnten durch die Staatsanwaltschaft Kiel in 

Korruptionsverfahren Vermögenswerte in Höhe von 9.560,-€ vorläufig zu-

gunsten Tatverletzter gesichert werden. Die gerichtlichen Einziehungsan-

ordnungen beliefen sich auf einen Betrag in Höhe von insgesamt 

39.407,27 €. Vereinnahmt für den Staat im Rahmen der Strafvollstre-

ckung wurde ein Betrag in Höhe von 33.035,- €. Überdies sind 12.420,27 

€ ohne förmliche Einziehungsentscheidung an Verletzte ausgekehrt wor-

den. 

  

4. Die Anti-Korruptionsbeauftragte 

 

Im Jahr 2022 gab die Anti-Korruptionsbeauftragte des Landes Schleswig-

Holstein insgesamt 11 Vorgänge an die Staatsanwaltschaft Kiel (Abtei-

lung für Korruptionsstrafsachen) ab. In vier dieser Vorgänge wurde man-

gels Anfangsverdachts von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 

abgesehen. Ein Verfahren war an eine andere sachlich und örtlich zu-

ständige Staatsanwaltschaft abzugeben. In sechs Verfahren dauern die 
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Vorprüfungen bzw. Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Kiel jeweils noch 

an. 

 

 

Die Anzahl der abgegebenen Vorgänge entspricht ungefähr der Zahl des 

vorangegangenen Jahres mit 12 abgegebenen Vorgängen, nachdem im 

Jahr 2020 mit insgesamt 19 an die Staatsanwaltschaft abgegebenen Vor-

gängen ein leichter Anstieg der weitergeleiteten Hinweise zu verzeichnen 

war. Dieser Anstieg dürfte jedoch insbesondere auf die Neubesetzung 

der Stelle zum Jahresbeginn und der damit einhergehenden medialen 

Berichterstattung zurückzuführen gewesen sein, so dass die aktuelle An-

zahl der abgegebenen Vorgänge bei einer Gesamtbetrachtung auf dem 

Niveau der Vorjahre liegt. 

 

Die Zusammenarbeit mit der Anti-Korruptionsbeauftragten gestaltete sich 

aus Sicht der Korruptionsabteilung der Staatsanwaltschaft Kiel sowie der 

Zentralen Stelle Korruption des Generalstaatsanwalts weiterhin als inten-

siv, konstruktiv und vertrauensvoll. Aufgrund ihrer früheren Tätigkeit als 

langjährige Leiterin der Korruptionsabteilung der Staatsanwaltschaft 

Hamburg bringt die Anti-Korruptionsbeauftragte in ihre Tätigkeit ein be-

sonders hohes Maß an Fachkompetenz ein. Dies garantiert eine beson-

ders qualifizierte Bewertung und Behandlung der bei ihr eingehenden 

Hinweise. 

 

Im Berichtszeitraum war weiterhin der Eingang anonymer Strafanzeigen 

per Post und per E-Mail wegen behaupteter Korruptionsdelikte in geringer 

Anzahl auch unmittelbar bei der Staatsanwaltschaft Kiel festzustellen. Die 

überwiegende Anzahl anonymer Anzeigen und Hinweise mit korruptiven 

Bezügen erreichte jedoch weiterhin die Anti-Korruptionsbeauftragte des 

Landes Schleswig-Holstein. 
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5. Die Zentrale Stelle Korruption des Generalstaatsanwalts 

 

  Die Zentrale Stelle Korruption des Generalstaatsanwalts ist Ansprech-

stelle für alle Verwaltungsbehörden, die mit der Verfolgung oder Aufde-

ckung korruptiver Verhaltensweisen befasst sind. Überdies trägt die Zent-

rale Stelle Korruption zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 

den Verwaltungs- und Strafverfolgungsbehörden durch die regelmäßige 

Veranstaltung von und Teilnahme an behördenübergreifenden Dienstbe-

sprechungen bei. 

  

  Von der Zentralen Stelle Korruption werden zudem Fortbildungsveran-

staltungen mit den Zielen der Korruptionsprävention und der Intensivie-

rung der Zusammenarbeit zwischen Strafverfolgungs- und Verwaltungs-

behörden bei der Korruptionsbekämpfung initiiert. So veranstaltet die 

Zentrale Stelle Korruption einmal jährlich einen ressortübergreifenden Er-

fahrungsaustausch mit den Ansprechpartnern/-innen Korruptionspräven-

tion in der Landesverwaltung Schleswig-Holstein, an dem auch Vertreter/-

innen der gemeinsamen Ermittlungsgruppe Korruption und die Anti-Kor-

ruptionsbeauftragte teilnehmen. Dieses Zusammentreffen stellt die Wei-

tergabe von korruptionsrelevanten Informationen zu aktuellen rechtlichen 

und tatsächlichen Entwicklungen sicher und wird überdies für den Aus-

tausch von Erfahrungen und die Diskussion von Lösungsansätzen bei 

sich ergebenden Problemstellungen genutzt. 

 

Die Leiterin der Zentralen Stelle Korruption nimmt ferner an den regelmä-

ßigen Treffen der Arbeitsgruppe „Kontaktstelle zur Bekämpfung der Kor-

ruption in Schleswig-Holstein“ (KBK-SH) teil, die unter anderem Maßnah-

men zur Korruptionsprävention und -bekämpfung weiterentwickelt sowie 
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Erfahrungen, Berichte und Ergebnisse der Anti-Korruptionsbeauftragten 

begleitet und evaluiert. 

 

 

III. Fallbeispiele 

 

Für die nachfolgenden Fallbeispiele wird darauf hingewiesen, dass 

jede Person, die der Begehung einer Straftat beschuldigt wird, bis 

zum rechtskräftigen Beweis ihrer Schuld als unschuldig gilt. 

 

Fall 1: 

Die Staatsanwaltschaft Kiel führt Ermittlungen wegen des Vorwurfs der Be-

stechung und Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr, des Betruges und 

der Untreue. Diesem Ermittlungsverfahren liegt der Anfangsverdacht zu-

grunde, dass ein Objektbetreuer eines Wohnungsverwaltungsunterneh-

mens im Zeitraum zwischen Mai 2019 und April 2021 Aufträge für die Re-

novierung von Wohnungen im Gesamtvolumen von ca. 1.000.000,- Euro 

an mehrere tatsächlich nicht existierende Unternehmen zum Schein erteilt 

und entsprechende Abrechnungen „sachlich richtig“ gezeichnet haben soll, 

ohne dass die abgerechneten Leistungen tatsächlich erbracht worden sein 

sollen. Berechtigte der Konten der tatsächlich nichtexistierenden Unterneh-

men soll die Ehefrau dieses Beschuldigten gewesen sein. Darüber hinaus 

soll der beschuldigte Objektbetreuer Aufträge an Unternehmen erteilt ha-

ben, die entweder überhöht abgerechnet oder für die tatsächlich keine Ge-

genleistungen erbracht worden sein sollen, wofür der Beschuldigte wiede-

rum Vorteile erhalten haben soll.  

 

Die Ermittlungen dauern an. 

 

Fall 2: 
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Anfang April 2022 erhob die Staatsanwaltschaft Kiel gegen den ehemali-

gen Mitarbeiter eines Reiseveranstalters sowie gegen den ehemals leiten-

den Mitarbeiter eines Unternehmens aus der Druck-Branche Anklage we-

gen des Vorwurfs der Bestechlichkeit bzw. Bestechung im geschäftlichen 

Verkehr in 45 Fällen, davon in 34 Fällen tateinheitlich mit Beihilfe zur Un-

treue bzw. Untreue, sowie gemeinschaftlichen Betruges in zwei Fällen zum 

Landgericht – Große Strafkammer als Wirtschaftsstrafkammer –. 

 

Der ehemalige Mitarbeiter des Reiseveranstalters soll bereits in Geschäfts-

beziehungen mit dem Druckereiunternehmen gestanden haben, als der 

angeschuldigte frühere Mitarbeiter dieses Druckereiunternehmens die 

Vergabe weiterer Aufträge an seine Firma durch Bonuszahlungen habe si-

cherstellen wollen. Diese Boni sollen sodann aus dem Vermögen des Dru-

ckereiunternehmens an den früheren Verantwortlichen des Touristikunter-

nehmens ausgezahlt worden sein. Dabei sollen in den Jahren von 2006 bis 

2016 insgesamt 45 Zahlungen in einer Gesamthöhe von ca. 900.000,- € 

geleistet worden sein. Laut Anklageschrift sollen die beiden Angeschuldig-

ten sich zudem ab dem Jahr 2011 darüber geeinigt haben, dass der Mitar-

beiter des Druckereiunternehmens durch sogenannte „Kickback“-Zahlun-

gen ebenfalls von den Zahlungen profitieren sollte. Insgesamt soll dieser 

von dem weiteren Angeschuldigten auf diese Weise für seinen persönli-

chen Gebrauch Zahlungen in Höhe von knapp 260.000,-€ erhalten haben. 

 

Gegenstand der Anklageschrift ist überdies der Vorwurf gegenüber einem 

weiteren Angeschuldigten, dem ehemals leitenden Mitarbeiter des Drucke-

reiunternehmens bei seinem Tun durch die Anfertigung von Belegen für 

die Buchhaltung in 39 Fällen zu der Bestechung im geschäftlichen Verkehr 

– in 28 Fällen in Tateinheit mit einer Untreue – Hilfe geleistet zu haben. Für 

seine Unterstützung sowie als „Schweigegeld“ soll er zwei Zahlungen in 

Höhe von insgesamt 4.500,- € erhalten haben. 
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Eine Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens steht noch 

aus. 

 

 

 

 

Fall 3: 

Im April 2022 erhob die Staatsanwaltschaft Kiel überdies Anklage gegen 

den Geschäftsführer eines Unternehmens in Schleswig-Holstein sowie ge-

gen den ehemaligen Vertriebsverantwortlichen eines Chemie-Unterneh-

mens wegen des Vorwurfs einer Bestechung bzw. Bestechlichkeit im ge-

schäftlichen Verkehr zum Landgericht – Große Strafkammer als Wirt-

schaftsstrafkammer –. Mit der Anklageschrift wird den Angeklagten zur 

Last gelegt, unrechtmäßige Provisionen für den ehemaligen Vertriebsver-

antwortlichen des Chemie-Unternehmens als Gegenleistung für die ge-

schäftliche Bevorzugung des schleswig-holsteinischen Unternehmens ver-

einbart zu haben. Auf dieser Grundlage soll der frühere Vertriebsverant-

wortliche des Chemie-Unternehmens im Zeitraum von 2007 bis 2014 Pro-

visionszahlungen in Höhe von ca. 26 Millionen Euro erhalten haben.  

 

Das Landgericht hat das Hauptverfahren eröffnet. Möglicherweise wird das 

Verfahren gegen den angeklagten Geschäftsführer aber gemäß § 154 Abs. 

2 StPO eingestellt werden. 

 

Fall 4: 

Im Oktober 2022 erhob die Staatsanwaltschaft Kiel Anklage zum Amtsge-

richt – Schöffengericht – gegen einen ehemaligen in Ausbildung zum Jus-

tizvollzugsbeamten der Justizvollzugsanstalt befindlichen Anwärter sowie 

gegen zwei frühere Gefangene dieser Justizvollzugsanstalt. Dem ehema-

ligen Anwärter wird mit der Anklageschrift ein Handeltreiben mit Betäu-

bungsmitteln in nicht geringer Menge in Tateinheit mit Bestechlichkeit in 

drei Fällen sowie eine Verletzung von Dienstgeheimnissen in zwei Fällen 
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zur Last gelegt. Dem einen angeschuldigten ehemaligen Gefangenen wird 

ein Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge in fünf 

Fällen, davon in drei Fällen in Tateinheit mit Bestechung, dem weiteren 

früheren Gefangenen ein Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht ge-

ringer Menge in Tateinheit mit Bestechung in drei Fällen vorgeworfen. In 

der Sache geht es um den Vorwurf, dass der ehemalige Anwärter auf 

Grundlage einer entsprechenden Unrechtsvereinbarung mit den damali-

gen Gefangenen im Zeitraum von Juli bis September 2020 unerlaubt Be-

täubungsmittel (Marihuana, Kokain, MDMA), Mobiltelefone und Alkohol in 

die Justizvollzugsanstalt eingebracht sowie dienstliche Interna an die Ge-

fangenen weitergegeben haben soll, wofür der ehemalige Anwärter Geld-

zahlungen erhalten haben soll. 

 

Eine Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens liegt noch 

nicht vor. 

 

Fall 5: 

Im Mai 2022 verurteilte das Amtsgericht – Schöffengericht – einen ehemals 

in einer Justizvollzugsanstalt als Hausmeister tätigen Mitarbeiter der Ge-

bäudemanagement Schleswig-Holstein A.ö.R. wegen unerlaubten Handel-

treibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Freiheits-

strafe von einem Jahr und sechs Monaten und einen weiteren Angeklag-

ten, der die Betäubungsmittel an den ehemaligen Hausmeister übergeben 

haben soll, zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren. Ein damaliger Gefan-

gener, der die Betäubungsmittel innerhalb der Justizvollzugsanstalt entge-

gengenommen haben soll, wurde wegen Beihilfe zum unerlaubten Handel-

treiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu einer Freiheits-

strafe von sieben Monaten verurteilt. Die Strafen wurden jeweils zur Be-

währung ausgesetzt.  

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 
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Die Strafverfolgung wurde im Hinblick darauf, dass die Ermittlungen auch 

einen Korruptionsverdacht zum Gegenstand hatten, gemäß § 154a Abs. 

1 StPO auf die Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz beschränkt.  

 

 

 

 

Fall 6: 

Das Landgericht – Große Strafkammer – verurteilte den ehemaligen Mitar-

beiter einer Ausländerbehörde nach einer mehrmonatigen Hauptverhand-

lung im November 2022 wegen Bestechlichkeit in sechs Fällen, in drei Fäl-

len tateinheitlich wegen gewerbsmäßigen Einschleusens von Ausländern, 

zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von einem Jahr und acht Monaten, wobei 

die Vollstreckung der Gesamtfreiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt 

wurde. Mit der bereits im Jahr 2016 erhobenen Anklage wurde dem Amts-

träger zur Last gelegt, in 14 Fällen rechtswidrige Aufenthaltstitel erteilt und 

hierfür Zuwendungen erhalten zu haben. Dem Urteil gegen den Amtsträger 

lag eine Verständigung der Verfahrensbeteiligten zugrunde. Im Hinblick auf 

insgesamt acht der angeklagten Tatvorwürfe erfolgte eine Verfahrensein-

stellung gemäß § 154 StPO. Zur Kompensation einer rechtsstaatswidrigen 

Verfahrensverzögerung von insgesamt 10 Jahren gelten im Falle eines Wi-

derrufs der Strafaussetzung zur Bewährung 10 Monate der Freiheitsstrafe 

als vollstreckt.  

 

Das Urteil ist rechtskräftig. Der Amtsträger war zunächst vom Dienst sus-

pendiert worden und schied mit Rechtskraft des Urteils als gesetzliche 

Folge der Verurteilung aus dem Beamtenverhältnis aus. 

 

Fall 7: 

In dem Strafverfahren gegen einen früheren Verantwortlichen einer Mar-

keting-Agentur sowie gegen den ehemaligen Mitarbeiter eines Optikerun-

ternehmens und weitere Personen erging nach einer mehrmonatigen 
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Hauptverhandlung im Dezember 2022 ein Urteil des Landgerichts – Große 

Strafkammer als Wirtschaftsstrafkammer –. Der ehemalige Mitarbeiter des 

Optikerunternehmens wurde wegen Untreue in 94 Fällen und wegen Be-

stechlichkeit im geschäftlichen Verkehr in 26 Fällen zu einer Freiheitsstrafe 

von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt. Der frühere Verantwortliche 

einer Event- und Marketingagentur wurde wegen Beihilfe zur Untreue in 32 

Fällen und wegen Bestechung im geschäftlichen Verkehr in 23 Fällen zu 

einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren unter Strafaussetzung zur Be-

währung verurteilt. Für beide Angeklagte stellte das Gericht eine rechts-

staatswidrige Verfahrensverzögerung fest und ordnete jeweils an, dass 

deshalb ein Teil der Strafe als vollstreckt gilt. 

 

Gegenstand der Anklage war der gegen die Angeklagten gerichtete Vor-

wurf, das Optikerunternehmen dadurch geschädigt zu haben, dass inhalt-

lich unzutreffende Rechnungen erstellt, dort eingereicht und von dem Mit-

arbeiter des Optikerunternehmens im Bewusstsein der Unrichtigkeit als 

vermeintlich sachlich richtig gezeichnet worden sein sollen. Dieser Ange-

klagte soll dafür umfangreiche Zuwendungen erhalten haben. 

 

Das Urteil ist nur teilweise rechtskräftig. 

 

Fall 8: 

Die Generalstaatsanwaltschaft erhob im November 2021 gegen insgesamt 

fünf Personen Anklage vor dem Strafsenat des Schleswig-Holsteinischen 

Oberlandesgerichts unter anderem wegen des Vorwurfs der Bestechung 

und Bestechlichkeit von Mandatsträgern bzw. wegen Beihilfe zu einer sol-

chen Tat. Nachdem die Eröffnung des Hauptverfahrens Ende März 2022 

durch das Oberlandesgericht abgelehnt worden war, ließ der Bundesge-

richtshof auf die sofortige Beschwerde der Generalstaatsanwaltschaft im 

Dezember 2022 die Anklage zu und eröffnete das Hauptverfahren vor dem 

Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht. 

 



20 
 

 

Die dazu begleitend veröffentlichte Pressemitteilung Nr. 9/23 des Bundes-

gerichtshofs vom 16. Januar 2023 lautet auszugsweise wie folgt: 

 

„Die Generalstaatsanwaltschaft legt zwei Angeklagten zur Last, sie hätten 

jeweils als Bürgermeister und Gemeindevertreter über den Weiterbetrieb 

von zum Rückbau vorgesehenen Windenergieanlagen gegen Geldzahlun-

gen zugunsten eines Schulverbandes verhandelt. Zwei andere Angeklagte 

seien als Vertreter der die Windkraftanlagen betreibenden Gesellschaft, 

der verbleibende Angeklagte als Geschäftsbereichsleiter des für die Ge-

meinden zuständigen Amtes an den Verhandlungen beteiligt gewesen. 

Letztlich hätten die beiden Bürgermeister ihre Zustimmung in den Gemein-

devertretungen zur Änderung eines städtebaulichen Vertrages von dem 

Angebot der beiden vertretungsbefugten Gesellschafter abhängig ge-

macht, für den Weiterbetrieb der Windkraftanlagen 950 € pro Monat und 

Anlage an den Schulverband zu zahlen. Sie hätten den von dem Ge-

schäftsbereichsleiter vorbereiteten Beschlussvorlagen, die entsprechende 

Zahlungen vorgesehen hätten, in den Sitzungen der Gemeindevertretun-

gen zugestimmt. Nach der Einleitung staatsanwaltlicher Ermittlungen und 

der Aufhebung der gefassten Beschlüsse hätten sich die Angeklagten dar-

über geeinigt, an der ursprünglichen Vereinbarung auch ohne schriftliche 

Vertragsform festzuhalten. Dementsprechend sei es zu einer Zahlung über 

9.500 € zugunsten des Schulverbandes gekommen. 

 

Das Oberlandesgericht hat die Eröffnung des Hauptverfahrens aus rechtli-

chen Gründen und aufgrund einer teils von der Anklageschrift abweichen-

den tatsächlichen Würdigung abgelehnt. Nach der Entscheidung des 3. 

Strafsenats des Bundesgerichtshofs rechtfertigt das Ermittlungsergebnis 

hingegen bei vorläufiger Bewertung die Annahme einer ausreichenden 

Wahrscheinlichkeit dafür, dass sich die Angeklagten wegen der ihnen vor-

geworfenen Taten strafbar gemacht haben.“ 

 

Fall 9: 
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Anfang September 2022 verurteilte das Amtsgericht eine Angeklagte we-

gen vorsätzlicher Trunkenheit im Verkehr sowie wegen vorsätzlicher Kör-

perverletzung in Tateinheit mit einem tätlichen Angriff auf Vollstreckungs-

beamte, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und Bestechung zu ei-

ner Gesamtgeldstrafe in Höhe von 80 Tagessätzen. Zudem wurde ihr die 

Fahrerlaubnis unter Einziehung des Führerscheins entzogen und auf eine 

Sperre für die Neuerteilung einer Fahrerlaubnis von weiteren vier Monaten 

erkannt. Unter anderem wurde der Angeklagten zur Last gelegt, im Zusam-

menhang mit einer Kontrolle nach einer Trunkenheitsfahrt einem Polizei-

beamten 500,- € Bargeld dafür angeboten zu haben, dass dieser von ihrer 

Strafverfolgung absehen und sie fahren lassen möge. 

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 
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